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Konkurrenzverbote bzw. erlaubte Nebenbeschäftigung 

 

Relevante Bestimmungen 

 

1. Beamte – BDG 

Nebentätigkeit  

§ 37. (1) Dem Beamten können ohne unmittelbaren Zusammenhang mit den dienstlichen 
Aufgaben, die ihm nach diesem Bundesgesetz obliegen, noch weitere Tätigkeiten für den 
Bund in einem anderen Wirkungskreis übertragen werden. 

(2) Eine Nebentätigkeit liegt auch vor, wenn der Beamte auf Veranlassung seiner 
Dienstbehörde eine Funktion in Organen einer juristischen Person des privaten Rechts 
ausübt, deren Anteile ganz oder teilweise im Eigentum des Bundes stehen. 

(3) Der Beamte, 

1. 
dessen regelmäßige Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 50b, 50e oder 50f herabgesetzt 
worden ist oder 

2. der eine Teilzeitbeschäftigung nach dem MSchG oder nach dem VKG in Anspruch nimmt,

darf eine Nebentätigkeit nur ausüben, wenn und insoweit die oberste Dienstbehörde dies 
genehmigt. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Ausübung dieser Nebentätigkeit 
dem Grund der nach den Z 1 und 2 getroffenen Maßnahme widerstreitet. 

 

Nebenbeschäftigung – allgemeine Bestimmung 

§ 56. (1) Nebenbeschäftigung ist jede Beschäftigung, die der Beamte außerhalb seines 
Dienstverhältnisses und einer allfälligen Nebentätigkeit ausübt. 

(2) Der Beamte darf keine Nebenbeschäftigung ausüben, die ihn an der Erfüllung seiner 
dienstlichen Aufgaben behindert, die Vermutung seiner Befangenheit hervorruft oder 
sonstige wesentliche dienstliche Interessen gefährdet. 

(3) Der Beamte hat seiner Dienstbehörde jede erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung und jede 
Änderung einer solchen unverzüglich zu melden. Eine Nebenbeschäftigung ist 
erwerbsmäßig, wenn sie die Schaffung von nennenswerten Einkünften in Geld- oder 
Güterform bezweckt. 

 



(4) Der Beamte, 

1. 
dessen regelmäßige Wochendienstzeit nach den §§ 50a, 50b, 50e oder 50f herabgesetzt 
worden ist oder 

2. 
der eine Teilzeitbeschäftigung nach dem MSchG oder nach dem VKG in Anspruch nimmt 
oder 

3. der sich in einem Karenzurlaub nach § 75c befindet, 

darf eine erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung nur ausüben, wenn und insoweit die 
Dienstbehörde dies genehmigt. Die Genehmigung ist in den Fällen des Abs. 2 sowie dann zu 
versagen, wenn die Ausübung dieser Nebenbeschäftigung dem Grund der nach den Z 1 bis 
3 getroffenen Maßnahme widerstreitet. 

(5) Eine Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem sonstigen Organ 
einer auf Gewinn gerichteten juristischen Person des privaten Rechts hat der Beamte 
jedenfalls zu melden. 

(6) Die Ausübung einer aus den Gründen des Abs. 2 unzulässigen Nebenbeschäftigung oder 
Tätigkeit im Sinne des Abs. 5 ist von der Dienstbehörde unverzüglich mit schriftlicher 
Weisung zu untersagen. 

(7) Die zuständige Bundesministerin oder der zuständige Bundesminister kann mit 
Verordnung regeln, welche Nebenbeschäftigungen jedenfalls aus den Gründen des Abs. 2 
unzulässig sind. 

 

Gutachtenerstellung 

§ 57. Der Beamte bedarf für die außergerichtliche Abgabe eines 
Sachverständigengutachtens über Angelegenheiten, die mit seinen dienstlichen Aufgaben im 
Zusammenhang stehen, der Genehmigung seiner Dienstbehörde. Die Genehmigung ist zu 
verweigern, wenn nach Gegenstand und Zweck des Gutachtens dienstliche Interessen 
gefährdet werden. 

 

Nebenbeschäftigung – Universitätslehrer 

§ 158. (1) Bei der Beurteilung, ob die Ausübung einer Nebenbeschäftigung den 
Universitätslehrer an der Erfüllung seiner dienstlichen Aufgaben behindert, die Vermutung 
seiner Befangenheit hervorruft oder sonst wesentliche dienstliche Interessen gefährdet (§ 56 
Abs. 2), ist die Verbindung mit den fachlich in Betracht kommenden Bereichen in und 
außerhalb der Universität angemessen zu berücksichtigen. 

(2) Das Erteilen entgeltlichen Privatunterrichtes an ordentliche Studierende, die an der 
betreffenden Universität eine Studienrichtung gewählt haben, in der der Universitätslehrer an 
der Feststellung des Studienerfolges mitzuwirken hat, ist eine Nebenbeschäftigung, die die 
Vermutung seiner Befangenheit hervorruft. Dies gilt für die Erteilung entgeltlichen 
Privatunterrichts an außerordentliche Studierende sinngemäß. 



2. Ehemalige Vertragsbedienstete – VBG 

Nebenbeschäftigung – allgemeine Bestimmung 

§ 5. (1) § 43, § 43a, § 45a, § 45b, § 46 Abs. 1 bis 4, § 47, § 53, § 53a, § 54 Abs. 1 und 2 und 
die §§ 55 bis 59 BDG 1979, BGBl. Nr. 333, sind anzuwenden. Bei der Anwendung des § 56 
Abs. 4 BDG 1979 tritt in Z 1 an die Stelle einer Herabsetzung nach § 50f BDG 1979 eine 
Wiedereingliederungsteilzeit nach § 20c und in Z 3 an die Stelle eines Karenzurlaubes nach 
§ 75c BDG 1979 ein Karenzurlaub nach § 29e. 

(2) Die für bestimmte Verwaltungszweige erlassenen Sondervorschriften binden auch die 
dort verwendeten Vertragsbediensteten. 

(3) Der Vertragsbedienstete hat beim Dienstantritt durch Handschlag zu geloben, die 
Gesetze der Republik Österreich zu befolgen und alle mit seinem Dienst verbundenen 
Pflichten treu und gewissenhaft zu erfüllen. 

 

Nebenbeschäftigung – Universitätslehrer 

§ 49c. (1) Universitätslehrer, die eine Vorgesetztenfunktion ausüben, haben die Verwendung 
der ihrer Organisationseinheit zugeordneten Mitarbeiter so zu lenken, dass diesen die 
Erfüllung ihrer jeweiligen Dienstpflichten ermöglicht wird. Zur Unterstützung dieser 
Verpflichtung haben diese Universitätslehrer mit ihren Mitarbeitern nachweislich mindestens 
alle zwei Jahre ein Gespräch über deren berufliche Qualifikation und die Möglichkeiten einer 
weiteren Verwendung an der Universität zu führen (Mitarbeitergespräch). 

(2) Bei der Beurteilung, ob die Ausübung einer Nebenbeschäftigung den Universitätslehrer 
an der Erfüllung seiner dienstlichen Aufgaben behindert, die Vermutung seiner Befangenheit 
hervorruft oder sonst wesentliche dienstliche Interessen gefährdet (§ 5 Abs. 1 in Verbindung 
mit § 56 Abs. 2 BDG 1979), ist die Verbindung mit den fachlich in Betracht kommenden 
Bereichen in und außerhalb der Universität angemessen zu berücksichtigen. Die Erteilung 
entgeltlichen Privatunterrichtes an Studierende, für die der Universitätslehrer an der 
Feststellung des Studienerfolges mitzuwirken hat, ist unzulässig. 

(3) Die Universitätslehrer haben jährlich im Nachhinein dem Rektor die Zahl der von ihnen in 
ihrem Fachgebiet erstatteten außergerichtlichen wissenschaftlichen (künstlerischen) 
Gutachten zu melden, zu deren Erstellung Personal bzw. Sachmittel der 
Universitätseinrichtung erforderlich waren. Die Meldung hat auch den Arbeitsaufwand sowie 
Angaben über das Ausmaß der Inanspruchnahme des Personals und der Sachmittel zu 
enthalten. 

(4) Eine gesonderte Abgeltung für die Mitwirkung an der Durchführung der Aufgaben der 
Universität im Rahmen des § 27 des Universitätsgesetzes 2002 ist zulässig, soweit 

1. 
für diese Mitwirkung Mehrleistungen zu erbringen sind, die nicht nach anderen 
gesetzlichen Vorschriften abgegolten werden, und 

2. 
die Universität über die erforderliche Bedeckung aus Tätigkeiten gemäß § 27 des 
Universitätsgesetzes 2002 verfügt. 



 

3. Angestellte – Uni-KV, UG und AngG 

Nebenbeschäftigung – allgemeine Bestimmung (Uni-KV) 

§ 12. (1) Der/die ArbeitnehmerIn hat jede beabsichtigte erwerbsmäßige Nebenbeschäftigung 
und deren wesentliche Änderung sowie die Tätigkeit im Vorstand, Aufsichts- oder 
Verwaltungsrat einer auf Gewinn gerichteten juristischen Person der Universität zu melden. 
Der/die ArbeitnehmerIn hat jede Nebenbeschäftigung zu unterlassen, durch deren Ausübung 
arbeitsvertragliche Verpflichtungen oder sonstige wesentliche dienstliche Interessen der 
Universität beeinträchtigt werden. 

(2) Bei der Beurteilung, ob eine Beeinträchtigung nach Abs. 1 vorliegt, ist die Verbindung mit 
den fachlich in Betracht kommenden Bereichen in und außerhalb der Universität 
angemessen zu berücksichtigen. Der Begriff „wesentliche dienstliche Interessen“ kann durch 
Betriebsvereinbarung präzisiert werden. 

(3) Ein Zuwiderhandeln gegen die Bestimmung des Abs. 1 stellt einen Kündigungsgrund (§ 
22 Abs. 2 lit. b), bei Unzumutbarkeit der Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses einen 
Entlassungsgrund dar. Eine Kündigung (Entlassung) wegen Verletzung der 
Unterlassungspflichten nach Abs. 1 ist ungeachtet sonstiger Voraussetzungen nur zulässig, 
wenn dem/der ArbeitnehmerIn von der Universität schriftlich mitgeteilt wurde, dass die 
Universität wesentliche dienstliche Interessen als beeinträchtigt erachtet, und der/die 
ArbeitnehmerIn die Nebenbeschäftigung fortsetzt oder nicht entsprechend einschränkt. 

 

Übernahme eines öffentlichen Amtes (§ 18 Uni-KV, § 114 UG) 

§ 18.  Uni- KV Ein/eine ArbeitnehmerIn, der/die Mitglied des Nationalrates, des Bundesrates, 
eines Landtages, einer Gemeindevertretung, des Europäischen Parlaments oder des 
Verfassungsgerichtshofes wird oder sich um ein solches Amt bewirbt, hat Anspruch auf eine 
gänzliche oder teilweise Freistellung von der Arbeitsleistung gegen gänzlichen oder 
teilweisen Entfall des Entgelts, wenn ihm/ihr die Ausübung seines/ihres öffentlichen Amtes 
neben der Erfüllung der Arbeitspflicht nicht möglich ist. Eine Freistellung unter Fortzahlung 
des Entgelts bedarf einer ausdrücklichen Vereinbarung mit der Universität. 

 

§ 114. UG (1) Die Übernahme eines öffentlichen Amtes bedarf keiner Bewilligung durch die 
Universität, ist jedoch dem Rektorat unverzüglich zu melden. 

(2) Ist eine Ausübung des öffentlichen Amtes neben der Erfüllung der Pflichten aus dem 
Arbeitsverhältnis zur Universität nicht möglich, ist die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer 
auf Antrag gänzlich oder teilweise bei entsprechender Kürzung oder Entfall des Entgelts 
freizustellen. 

 

 

 



 

Nebenbeschäftigung – (Veterinär)Mediziner (Uni-KV) 

§ 38. An den Medizinischen Universitäten und der Veterinärmedizinischen Universität Wien 
sind in der Betriebsvereinbarung gemäß § 12 Abs. 2 Regelungen über ärztliche bzw. 
tierärztliche Nebenbeschäftigungen zu treffen. Dabei sind insbesondere der Betrieb von 
Privatordinationen/Gruppenpraxen bzw. Tierarztpraxen und die Betreuung von Patienten/ 
Patientinnen in Krankenanstalten außerhalb des Klinischen Bereichs der Medizinischen 
Universitäten bzw. in Tierspitälern außerhalb der Veterinärmedizinischen Universität Wien 
näher zu regeln. 

 

Konkurrenzverbot 

§ 7. (1) Die im § 1 bezeichneten Angestellten dürfen ohne Bewilligung des Dienstgebers 
weder ein selbständiges kaufmännisches Unternehmen betreiben noch in dem 
Geschäftszweige des Dienstgebers für eigene oder fremde Rechnung Handelsgeschäfte 
machen. 

 

 

 

 

 

 


